Kassen und Kliniken machen die Politik

Gesundheitslobby. Dass sich im Parlament in Sachen Gesundheitswesen wenig bewegt, hat mit dem Gesundheitsfilz zu tun. Kliniken, Krankenkassen, Pharmaindustrie, alle sind gut vertreten - ausser die Patientinnen und Patienten. 
Geht es ums Gesundheitswesen, bewegt sich in National- und Ständerat oft herzlich wenig. Die zweite Revision des Krankenversicherungsgesetzes (KVG) wurde im Nationalrat Ende letzten Jahres nach tagelangen Debatten in der Schlussabstimmung bachab geschickt. In der Frühjahrssession hat der Ständerat einen neuen Anlauf genommen, die Revision doch noch in Angriff zu nehmen, in deren Zentrum die Spitalfinanzierung steht. Einig sind sich zwar alle: Die Kostensteigerung im Gesundheitswesen soll gebremst und die Prämienbelastung reduziert werden. Der Weg dahin könnte jedoch unterschiedlicher nicht sein. Die Bürgerlichen wollen mehr Markt, weniger „staatliche Intervention“ und die Abschaffung von „Giesskannensubventionen“. Sie verteidigen das unsoziale Kopfprämiensystem mit Prämienverbilligung und wehren sich gegen eine „Umverteilung von Einkommen und Vermögen über die Prämien“, wie es der Zürcher FdP-Nationalrat, Präventivmediziner und Gesundheitspolitiker Felix Gutzwiller formuliert. Linke und Grüne hingegen wollen primär die unsozialen Kopfprämien abschaffen und dem Staat mehr Koordinationskompetenz im Gesundheitsbereich geben.
Die Lobby im Parlament
Exemplarisch zeigte sich dies bei der Behandlung der Gesundheitsinitiative, über die am 18. Mai abgestimmt wird. FdP, SVP, CVP und Liberale sagten praktisch geschlossen Nein, während SP und Grüne ebenso klar für einkommens- und vermögensabhängige Prämien stimmten. Bei den Debatten zur Gesundheitspolitik müssen die Lobbyisten nicht in der Wandelhalle warten, sondern können direkt mitreden: Fast jede vierte Nationalrätin, fast jeder vierte Ständerat weist Interessenbindungen* im Gesundheitswesen aus, nämlich 55 der 248 Abgeordneten. Unter den Parteien ist die FdP mit 18 Interessenbindungen Spitzenreiterin, gefolgt von SVP (13) und CVP (11). Sieben Abgeordnete der SP weisen Bindungen im Gesundheitswesen aus, drei der Liberalen Partei, zwei der Grünen Partei und ein Mitglied der Eidgenössisch- Demokratischen Union. 24 Abgeordnete (10 FdP, 5 SVP, 4 CVP, 4 SP, 1 EDU) sitzen in Verwaltungs- und Stiftungsräten von Spitälern und Kliniken oder im Spitalverband H+. Fast genauso gut vertreten sind die Krankenkassen, die auf 18 bürgerliche Parlamentarierinnen und Parlamentarier zählen können (6 FdP, 6 CVP, 5 SVP, 1 LP). Vertreten sind CSS, Helsana, Sanitas, ÖKK, Providentia, Groupe Mutuelle, Swica, KPT, Wincare, Agrisano und Concordia, ebenso der Branchenverband Santésuisse und der Westschweizer Krankenkassenverband Cosama.
Ein Patientenvertreter
Die Pharma- und Medizinaltechnikbranche ist mit sieben Abgeordneten (4 FdP, 2 SVP, 1 SP) vertreten, Heime und Pflege stellen sechs (3 FdP, 2 SVP, 1 CVP). Auch die Ärzteschaft und die Verbindung der Schweizer Ärztinnen und Ärzte (FMH) können auf sechs Abgeordnete zählen ( 1 FdP, 2 SVP, 1 CVP, 1 SP, 1 LP), drei Nationalrätinnen (2 GP, SP) sind in den übrigen Gesundheitsberufen tätig. Acht Parlamentarierinnen und Parlamentarier (3 FdP, 2 SP, 1 SVP, 1 CVP, LP) sitzen in diversen Stiftungen und Verbänden im Gesundheitsbereich, ein SP-Nationalrat und eine FdP-Ständerätin vertreten schliesslich die Apothekerinnen und Apotheker. Wenn die KVG-Revision zur Spitalfinanzierung wieder in den Nationalrat kommt, denken Sie dran: Es sind Vertreter und Vertreterinnen von Spitälern, Krankenkassen und sonstige Akteure im Gesundheitswesen, die das Gesetz machen. Immerhin – mit dem Bündner SVP-Nationalrat Hansjörg Hassler als Stiftungsrat der Schweizerischen Patientenorganisation vertritt einer der 248 auch Sie.
*Quelle: Register der Interessenbindungen, Stand Januar 2003 www.parlament.ch/D/Ratsmitglieder/ Mitglieder_der_Raete.htm.
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